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teiräsonauf denpersönlichen
Traumjobverzichten. Die Par-
tei will Mitte Oktober in Bre-
men auf einer Bundesdele-
giertenkonferenz das uralte
grüne Prinzipkippen, wonach
die Ausübung eines Par-
teiamts mit einem Parla-
mentssitz unvereinbar ist.
Diese Satzungsbereinigung,
für die eine Zweidrittel−Mehr-
heit notwendigist, hätte aber
nur dann eine Chance, hieß
es aus Kreisen der Parteifüh-
rung, wenn die allgemein an-
erkannten Parteivorsitzen-
den Fritz Kuhn und Claudia
Roth sich erneut als Doppel-
spitze für den Parteivorsitz
bewerben.

Reine Realo−Fraktions-
spitze
Schon vor der Wahl steht

allerdings fest, dass mit ei-
nem weiteren urgrünen
Brauch nun Schluss ist: Die
neue Führung wird erstmalig
nicht mehr nach deminner-
parteilichen Strömungspro-
porz besetzt sein. Keiner der
vier Kandidaten wird den so-
genannten "pragmatischen
Linken" zugerechnet, die bis-
her Kerstin Müllerinder Frak-
tionsspitzerepräsentierte.
Kerstin Müller und Rezzo

Schlauch hatten schonin der
Woche nach der Wahl in ei-
nem gemeinsam verfassten
Schreiben erklärt, nicht mehr
kandidieren zu wollen. Sie
wollten sich nun "neuen Auf-
gabenundneuenThemen" zu-
wenden. Eigentlich hätte
Schlauch sein Amt gerne be-
halten. DochFischer hatteihn
zum"freiwilligen" Rückzugge-
drängt. Nach der Affäre um
Flug−Bonusmeilensei erinder
Fraktion nicht mehr mehr-
heitsfähig, eröffnete ihm der
informelle Parteichef.
Schlauch war auch parteiin-
ternin Verruf geraten, weil er
mit dienstlich erworbenen
Bonusmeilen einen exklusi-
ven Privatflug nach Bangkok
unternahm. Außerdemgilt er
als "zu weich" gegenüber der
SPD. Der 54−Jährige habe zu
oft und zuschnell Zugeständ-
nisse gemacht, die man dann
mühselig habe "zurückholen"
müssen. Nun soll Schlauch
mit einem Posten in der Re-
gierung "versorgt" werden.
Im Gespräch ist ein Job im
Kanzleramt.
Kerstin Müllers Ambitionen

auf einen Wechsel in die Re-
gierung waren hingegen
schon vorher bekannt. Sie
wird als neue Staatsministe-
rin i m Auswärtigen Amt ge-
handelt. Hier würde sie dem
langjährigen Grünen−Vor-
standssprecher Ludger Vol-
mer nachfolgen. Nach wo-
chenlangen Spekulationen
über seine Ablösung hat Vol-
merinzwischenbereits mitge-
teilt, keine weitere Amtszeit
mehr zur Verfügung zu ste-
hen. Als Motivgabder 50−Jäh-

rige "politische und private
Gründe" an. Details wolle er
"i mDunkelnlassen". Volmers
Berufung 1998 galt Beobach-
tern nicht als Herzensent-
scheidung von Außenminis-
ter Joschka Fischer, sondern
als ein Zugeständnis an den
linken Parteiflügel. Doch
auch deren Unterstützung
hat der als eitel und zu ange-
passt geltende Volmer in-
zwischen verloren. Nur mit
Mühe schaffte er noch den
Sprung auf einen sicheren
Platz auf der nordrhein−west-
fälischen Landesliste. Zudem
war aucherin der sogenann-
ten Bonusmeilen−Affäre unter
Druckgeraten.
Die 39−jährige Müller steht

hingegen hoch i m Kurs. Im
Personalroulette könnte ihre
Kugel auch noch auf ein an-
deres Amt fallen: das der Jus-
tizministerin. Klar ist den Un-
terhändlern, dass sich der ge-
stiegene Einfluss der Partei
auch in der neuen Regierung
praktisch niederschlagen
muss. Eine Variante ist, den
drei bisherigen Ministern
mehr Kompetenzen zu über-
tragen. So könnte Umweltmi-
nister Trittin auch für die
Energiepolitik zuständig sein,
die bisher vom parteilosen
Wirtschaftsminister Werner
Müller verantwortet wird. Das
Verbraucherministerium

könnte sich nicht nur umdie
Sicherheit der Lebensmittel
kümmern, sondern auch um
Gentechnik und wirtschaftli-
chen Verbraucherschutz. Die
andere Variante wäre ein zu-
sätzliches Ressort: DasJustiz-
ministerium wäre dafür prä-
destiniert, haben die Grünen
doch den Anspruch, sich wei-
ter als Bürgerrechts− und
Rechtsstaatspartei zuprofilie-
ren. NachdemAbtritt der bis-
herigen sozialdemokrati-
schen Amtsinhaberin müsste
Schröder zudemdafür keinen
seiner Getreuen aus demKa-
binett kegeln, so die grünen
Überlegungen. Für den Fall,
das Justizressort ginge tat-
sächlich an die Öko−Partei,
wird neben Müller allerdings
noch ein anderer Name heiß
gehandelt: Anne Lütkes, zur
Zeit Landesjustizministerin
undstellvertretende Minister-
präsidentin in Schleswig−Hol-
stein. Die beiden Anwärterin-
nen kennen sich gut, denn
Müller machte ihre juristi-
scheAusbildunginder Kölner
Rechtsanwaltskanzlei von
Lütkes.
Doch noch ist das letzte

Wort in Sachen Personalfra-
gen nicht gesprochen. Josch-
ka Fischer hat bereits vor
voreiligen Personalspekula-
tionen gewarnt: "Es gibt eine
alte Weisheit, die da heißt:
FrüheVögel, dieaus demNest
fallen, die holt die Katze. Und
das gilt i mübertragenen Sin-
ne selbstverständlich auch
hier."

Pascal Beucker

DIE GRÜNEN

GrünesKettenkarussell
auf HochtourenDie Koalitionsgespräche

für Rot-Grün haben
begonnen und der von
6,7auf 8,6 Prozent

erstarktekleine Partner
übt sichin professionel-
lemPolitmanagement.
Intern wird umPosten

gerangelt.

Die neue Linie hatte Spit-
zenkandidat und Bundes-
außenminister Joschka Fi-
scher bereits in der Wahl-
nacht ausgegeben: "Im Sieg
muss man bescheiden sein."
So laufen denn auch die Ver-
handlungen bislang ohnelau-
te Töne. "Sehr zügig" sollen
sie abgeschlossen werden,
verkünden SPD und Grüne
unisono. Die Wahl des neuen
Kanzlers soll wahrscheinlich
bereits am22. Oktober statt-
finden.
Was für ein Unterschied

zur rot−grünen Uraufführung
1998. Über viele Wochen wur-
dedamals umkleinste Details
gestritten, keinen Milli meter
trauten sich die beiden Ver-
handlungspartner über den
Weg und einigten sich letzt-
endlich auf Formelkompro-
misse− oder auf das, was die
SPD wollte. Nachdem Ger-
hard Schröder es bei dieser
Wahl nun den Zugewinnen
der Grünen verdankt, dass er

Bundeskanzler bleiben kann,
ist partnerschaftlicher Um-
gangangesagt. "Heuteist man
zusammen gewählt und nicht
zusammengespült worden",
sagt ein grüner Abgeordneter
i mRückblickauf 1998. Damals
war viel vom"Projekt" die Re-
de − hoffnungsfroh bei den
Grünen, abwehrend bei der
SPD. "Es menschelt", be-
schreibt heute der neue SPD−
Fraktionsvorsitzende Franz
Müntefering das rot−grüne
Vorhaben.
Doch wofür steht das "Pro-

jekt" noch? Fischer spricht
von einer "rot−grünen Erneue-
rungskoalition". Die demons-
trative Harmonie könnte je-
dochauchdaherrühren, dass
den Grünen inzwischen die
Vorstellung eines gesell-
schaftlichen Alternativent-
wurfs ebenso wie die großen
Themen fehlen. Vor vier Jah-
ren waren das das Staatsbür-
gerschafts− und Zuwande-
rungsgesetz, der Atomaus-
stieg, die Ökosteuer undnicht
zuletzt das Lebenspartner-
schaftsgesetz für schwule
und lesbische Paare. Das Pa-
ketist− mehr oder wenigerzu-
friedenstellendfür die Grünen
−inzwischenabgearbeitet.

Viel Regieren mit
wenig Geld
In den Gesprächen umdas

aktuelle Regierungspro-
gramm geht es weniger um
Differenzen, Thema Nummer
einsist die Regierungsverwal-
tung in Zeiten leerer Kassen.
Bereitsin der ersten Verhand-
lungsrunde hatte Finanzmi-
nister Hans Eichel (SPD) den
Orientierungsrahmen vorge-
geben: Zunächst müsse ein
Zehn−MilliardenLochgestopft
werden. Da bleibt nicht viel
für progressive Projekte. Um-
so heftiger dreht sich indes-
sen das grüne Personalkarus-
sell. Zwar steht fest, dass
Außenminister Fischer, Land-
wirtschaftsministerin Renate
Künast und Umweltminister
Jürgen Trittininihren Ämtern
bleiben sollen. Umalle ande-

ren zu vergebenden Posten
wirdjedochgekungelt undge-
rangelt.
So habenfür die neue Frak-

tionsdoppelspitze, die am15.
Oktober gewählt werden soll,
bislang vier Abgeordnete ih-
renAnspruchangemeldet. Als
Favoritinnen gelten dabei die
Hamburgerin Krista Sager
und die Thüringerin Katrin
Göring−Eckardt. Die 49−jährige
Sager, die neuin den Bundes-
tag eingezogenist, hat schon
allerlei Ämter ausgefüllt, die
mit demAufstieg der Grünen
über dieJahre verfügbar wur-
den. Mitte der 90er Jahre war
sie als "Reala" an der Seite
des Linken Trittin Parteispre-
cherin, wechselte dann als
Wissenschaftssenatorin und
Zweite Bürgermeisterinin die
rot−grüne Landesregierung
nach Hamburg. Dort war das
frühere Mitglied des "Bundes
Westdeutscher Kommunis-
ten" nachdemRegierungsver-
lust 2001 zuletzt Frak-
tionschefin in der Bürger-
schaft. Die 36−jährige Göring−
Eckardt war bislang parla-
mentarische Geschäftsführe-
rin der Bundestagsfraktion.
Die Theologinist in der kirch-
lichen Oppositionsbewegung
der DDR groß geworden und
war 1993 Mitglied der Ver-
handlungskommission zur
Vereinigung von"Bündnis 90"
und"Die Grünen". Diefrühere
Landessprecherin der Thürin-
ger Grünen sitzt seit 1998 i m
Bundesparlament.
Gegen die beiden wollen

der 43−jährige Nordrhein−
Westfale Reinhard Loske, bis-
her umweltpolitischer Spre-
cher der Fraktion, und der
frühere DDR−Bürgerrechtler
Werner Schulz antreten. Doch
Schulz und Loske werden
höchstens Außenseiterchan-
cen eingeräumt. Die grüne
Führungscrew um Fischer
machte keinen Hehl daraus,
dass sie das Frauen−Duo ein-
deutig bevorzugt.
Gerne wäreauchParteichef

Fritz Kuhnunter denKandida-
ten gewesen. Er musste je-
doch aus Gründen der Par-
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Après−Wahl in Deutschland
Gut zweiei nhal b Wochen nach der Bundestags-
wahl i n Deutschland schauen wir uns bei den
Klei nen um. Die Grünen tri umphieren, müssen
sich aber i ntern erst ei nmal sortieren. Krisen-
sti mmung herrscht bei PDS und FDP. Beiden
stehen folgenschwere Parteitage bevor.

Joschka
redet
vor

seinem
Wahl-
plakat.

Pascal Beuckerist
Korrespondent der Berliner

Tageszeitung
undverantwortlichfür die

Kölner Ausgabe.
FabianSängeristfreier Autor

undlebt in Berlin.
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FDP

FDP wieder auf Normalmaß?Klamauk− und Radau-
wahlkampf, dasSpielen

mit antisemitischen
Ressenti ments− alles
hätten die nordrhein−

westfälischen Liberalen
ihremLandeschef ver-
ziehen. Nur einsnicht:
dass Möllemann nicht
den Erfolg damit hatte,
den erihnenversprach.

Die Bühne war bereitet für
den großen Showdown zwi-
schen FDP−Chef Guido Wes-
terwelle und seinemEx−Stell-
vertreter Jürgen W. Mölle-
mann. Würde Westerwelle
Möllemann auch als Vorsit-
zenden der nordrhein−westfä-
lischen Liberalen stürzen
können? Die Entscheidung
muss warten, derfür denver-
gangenen Montag geplante
Sonderparteitag in der nie-
derrheinischen Kleinstadt
Wesel wurde kurzfristig abge-
sagt. Denn seit Sonntag liegt
Möllemann mit Herzrhyth-
musstörungen i m Kranken-
haus. Der Machtkampfist ver-
tagt. Möglicherweise Glück

i m Unglück für den passio-
niertenFallschirmspringer.
Denn so manch ein Partei-

mitglied vollbrachte in den
letzten Tagen einen 180−Grad−
Schwenk und wendete sich
plötzlich gegen den FDP−Pro-
mi. Die Leistung, für die die
meisten Partei mitglieder in
NRW Möllemann bisher in
blindem Gehorsam folgten,
war, dass er ihnen nach dem
tiefen Tal der Tränen Mitte
der 90−er Jahre wieder einen
Haufen von Mandaten und
Pöstchen bescherte. Dafür
nahmen sie seine Kapriolen
billigendin Kauf − sogar, dass
sich der Dampfplauderer aus
machtpolitischen Gründen

auf Landesebene mit der SPD
einlassen wollte, währendsie
dochin der Regel vor Ort un-
verbrüchlich mit den Christ-
demokratenverbandelt sind.

Kein Show−Down am
Rhein?
Nach demin der Tat gran-

diosen Abschneiden bei der
Landtagswahl 2000 ließen
sie sich auch ohne Wider-
spruchauf Möllemanns näch-
sten Coup ein: das "Projekt
18". Seine Acht−Prozent−Kam-
pagne für den Landtag war
der erfolgreiche Versuch ge-
wesen, nicht die gefährliche
Diskussion aufkommen zu
lassen, die Liberalenkönnten
an der Fünf−Prozent−Hürde
scheitern. Joschka Fischer
kopierte bei der Bundestags-
wahl diese Strategie für die
Grünen − ebenso erfolgreich.
Möllemann wollte dieSchrau-
be weiterdrehen und die Par-
tei machte mit: Erwachsene
Menschen liefen herum
mit "18"−Stickern, -Hemden,
-Schuhen und Unterhosen.
Schließlich, so hatte ihr Mei-
ster gelehrt, sind Performan-
ce und Schlagzeilen alles.
Der nach dem Aderlass der
"Wende" von 1982 reichlich
muffige Haufen fühlte sich
plötzlich "hip". Kohls alte
Funktionspartei mutierte zur
vermeintlich erfolgreichen
"Spaßpartei".
Möllemann hattefrühzeitig

erkannt: In die Höhen, in die
er die FDP illusioniert hat,

PDS

Zimmer mit OstblickAuf demParteitag der
PDSin Gera dürfte esam

Wochenendezur
Entscheidungzwischen
rechten Kommunisten

undlinken Sozial-
demokratenkommen.

Das kleine Städtchen Gera
inThüringenkönntezueinem
Synonymfür eine historische
Zäsur in der PDS werden.
Denndortfindet amkommen-
den Wochenende der Partei-
tag statt, auf dem der ge-
samte Vorstand der Partei
turnusgemäß neu gewählt
wird. Nachder Niederlageder
PDS bei der Bundestagswahl
kommt demnuneineneueBe-
deutungzu. Die Nervenliegen
blankin der Partei des Demo-
kratischen Sozialismus. Erst
der Rücktritt Gregor Gysis in
Berlin, dann die Wahlschlap-
pe. Nach dem Ausscheiden
aus dem Bundestag brechen
zudemdieStrukturenimWes-
ten weg, nichts deutet auf ein
baldiges Comeback der PDS
auf Bundesebene hin.
Die Ursachenfür die Wahl-

niederlage sehen die Genos-
sen jeweils völlig unter-
schiedlich. Für die einen war
es der ohne Frage völlig ver-
korkste Wahlkampf, für die
anderen lag es eher amfeh-
lenden„Gebrauchswert“ bzw.
„Profil“ der Partei. Wieder an-
dere glauben, die Anbiede-
rung an die SPD und die Re-
gierungsbeteiligungen in Ber-
lin und Mecklenburg−Vorpom-
mern seien die Gründe. Ob-
wohl sicher alle drei Erklärun-
genihre Berechtigung haben,
verschanzen sich die ver-

schiedenen Strömungen in
der Partei derzeit jeweils hin-
ter einer und machenje nach
Einschätzung andere Perso-
nenverantwortlich.
So werden Rücktrittsforde-

rungen vor alleman den Bun-
desgeschäftsführer Dietmar
Bartsch und die Parteivorsit-
zende Gabi Zi mmer gerichtet.
Bartsch wird für den miss-
glückten Wahlkampf verant-
wortlichgemacht, Zi mmerfür
das unklare Profil der Partei.
Bartsch hat inzwischen seine
Verantwortung eingestanden
und erklärt, es sei "ein unver-
zeihlicher Fehler gewesen,
sich auf einen Konstellations-
wahlkampf 'Stoiber verhin-
dern − PDS wählen' einzulas-
sen".
I m Grunde hat es die PDS

derzeit mit drei Strömungen

zu tun. Da wären einmal die
Sozialdemokraten umRoland
Claus, Helmut Holter, Andre
Brie, und Gregor Gysi. Zum
Zweiten gibt es die orthodo-
xen Marxisten und National-
bolschewisten rund um
die Kommunistische Platt-
form(KPF). Und drittens je-
ne, die aus der PDS amliebs-
ten eine ostdeutsche Volks-
partei ohne linkes Profil ma-
chen würden.

Besinnung auf
den Osten
Interessant ist, wer sich

jetzt hinter den potenziellen
Kandidatinnen versammelt.
Da weder die antiautoritären
Linken noch die Marxisten
der KPFeine eigene Mehrheit
haben und vermutlich auch
keine eigenen Kandidaten,
dient man sich entweder der
in Berlin direkt gewählten Pe-
tra Pau oder Parteichefin Ga-
bi Zi mmer an. Die KPF steht
hinter Zi mmer, weil sich
Zi mmer gegen Flügelkämpfe

und Richtungsentscheidun-
gen ausgesprochen hat und
weiter den Frieden mit allen
Strömungen sucht; die Ost−
Fraktion mag vor allem Zim-
mers Basisnähe. Die sehr we-
nigen antiautoritären Linken
hingegen versammeln sich
zur Zeit gemeinsam mit den
Sozialdemokraten hinter Pe-
tra Pau, weil Pau für den Re-
formprozess weg vom auto-
ritärenSED−Denkensteht.

In Gera könnte es nun zum
Showdown zwischen linken
Sozialdemokraten und rech-
ten Kommunisten kommen.
Dazwischen dürften einige
versprengte, sehr unter-
schiedliche Linke, etwa Wes-
sis wie Ulla Jelpke und Win-
fried Wolf, die mal hier, mal da
taktische Bündnisse schlie-
ßen, vermutlich vollständig
zerrieben werden. Die Gewin-
ner könnten jene sein, die
sich auf den Osten besinnen
möchten. Sie haben ihre Ver-
treter sowohl unter den Sozi-
aldemokraten als auch unter

PDS: Rotes Schlauchboot inSeenot?

konnte die Partei nur durch
kräftige rechtspopulistische
Einschläge kommen. So wie
es Haiderin Österreichvorge-
macht hat. "Tabubrüche"
gehörten dabei zur Kalkula-
tion. Möllemanns Ausfälle ge-
gen die israelische Regierung
und gegen den Vizepräsiden-
ten des Zentralrats der Juden
in Deutschland, Michel Fried-
man, waren ein bewusstes
Spielen mit latent vorhan-
denen antisemitischen Sti m-
mungen. Er wollte die FDPals
vermeintliche "Protestpartei"
auch für den rechten Boden-
satz der Gesellschaft attraktiv
machen.
Die Parteifunktionäre

machten bei dem Spuk mit,
denn er versprach Erfolg.
Nicht einmal der Bundesvor-
sitzende begehrte auf, ob-
wohl die FDP mit der "Antise-
mitismusdebatte" jegliche Re-
putation zu verspielen droh-
te. Erst der übermächtige ge-
sellschaftliche Druck und die
Intervention des Altvorde-
ren Hans−Dietrich Genscher
brachte ihn nach langer Zeit
des Zögerns dazu, Mölle-
mann Anfang Juni in die
Schranken zu weisen. Einen
Bruch wagte Westerwelle in-
des nicht. Er erklärte die De-
batte für beendet und führte
einfach weiter Wahlkampf −
zusammen mit seinemeinsti-
gen politischen Ziehvater
Möllemann. Doch der Traum
von einem exorbitant besse-
ren Wahlergebnis als 1998 war
de facto ausgeträumt. Denn
mit seinem"Machtwort" ver-
prellte Westerwelle die Sti m-
men des "gesunden Volks-
empfindens", die für einen
Prozentsatz eindeutig i m
zweistelligen Bereich notwen-
diggewesen wären.

Nun muss Möllemann auf
Bundesebene jedoch als Sün-
denbock herhalten − für eine
Bundesspitze, die sich mit ih-
rem"Spaßwahlkampf" lächer-
lich gemacht hat und nun
nicht über eigene Fehler
nachdenken will, undfür eine
Parteibasis, die sich hatte in
denRauschtreibenlassen, sie
wäre auf dem Weg zur
"Volkspartei" und jetzt einen
dicken Kopf hat. Deswegen
dürfte es für Möllemannauch
schwer werden, die nun ver-
schobene Kampfabsti mmung
gegenseinenvon Westerwelle
unterstützten Gegenkandida-
ten und bisherigen Stellver-
treter Andreas Pinkwart zu
überstehen. Ihm droht eine
Niederlage, wie er sie schon
einmal, 1994, gegen deneben-
so blassen Joachim Schultz−
Tornau erleben musste. Das
Ergebnis damals war, dass die
FDP ein halbes Jahr später
aus demLandtagflog.
Vielleicht kommt es erst

gar nicht zumShowdown. In
Düsseldorf wird bereits spe-
kuliert, Möllemannkönnenun
doch freiwillig auf sein Amt
verzichten− aus Gesundheits-
gründen. So würde er i mmer-
hineiner Niederlageentgehen
undsein Gesicht wahren kön-
nen. Die Folgen bleiben je-
doch die gleichen: Mit der
Ablösung Möllemanns dürfte
endgültig der Versuch der
Haiderisierung der FDP ge-
stoppt sein. Zweitens stutzt
sich die NRW−FDP wieder auf
Normalmaß. Bei der Wahl
2005 wird sie umden Wieder-
einzug in den Landtag kämp-
fen müssen.

Pascal Beucker

denKommunistenundstellen
den Großteil der Basis. Für
die PDS alslinke Partei dürfte
derenErfolgendgültig das En-
de bedeuten.
Dass der Parteitag in Gera

stattfindet, könnte sich als
Vorteil für die aus Thüringen
stammende Parteivorsitzen-
de Zimmer erweisen. Aber
auch unabhängig davon
scheint sie den größeren Teil
der Basis hinter sich bringen
zu können. Für Pau oder eine
andere Gegenkandidatin wird
es schwer. Die Zeiten sind
vorbei, in denen Gregor Gysi
oder Lothar Bisky auf einem
Parteitag aufs Podest steigen
und die Delegierten durch ei-
neeinzige Redeundein wenig
psychischen Druck zu Ent-
scheidungen bewegen konn-
ten, die mit deren eigentli-
chen Auffassungen gar nichts
zutunhatten.
Ob sich Gysi überhaupt ei-

nemPfeifkonzert auf demPar-
teitag aussetzen wird, ist
noch offen. Sollte er doch re-
den, wird man schon an den
Reaktionen ablesen können,
obamEndedieauchvonGysi
nicht geliebte Zimmer als
strahlende Siegerin aus der
Halle stapfen oder obin Gera
ein Richtungswechsel − wohin
auchimmer− stattfindenwird.
Sollte es ein „Weiter so“ mit
Gabi Zi mmer geben, haben
bereits einige gerade auch
der jungen Nachwuchspoliti-
kerihren Rückzugaus der Po-
litikangekündigt.

FabianSänger

FDP: PartyspaßderSpaßpartei.


